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Veruaitufi gsgerichtsba rkeit
Niedersachsen

Verwaltungsgericht Lüneburg
Adolph-Kolping-Straße 16, 21337 Lüneburg
Aktenzeichen: 3 A24126

Herrn
Alexander Motzkat
Lärchenweg 11

29633 Munster

lhr Zeichen

Sehr geehrter Herr Motzkat,

in der Venrualtungsrechtssache

Motzkat ./. Norddeutscher Rundfunk

wird lhnen anliegende Entscheidung mit der Bitte um Kenntnisnahme zugestellt.

Mit freundlichen Grüßen

Mondorf
J ustizhau ptsekretärin

Dieses Schreiben wurde automatisiert erstellt und ist ohne Unterschrift wirksam.

Durchwahl

04131 8545-336

Telefon Sprechzeiten
04'131 8545-300 Montag-Donnerstag
Telefax 9-12 und 14-15.30 Uhr
05141 5937-32800 Freitag und vor Feiertagen

9-1 2 Uhr

Venaraltungsgericht
Lüneburg
3. Kammer

Aktenzeichen (Bitte stets angeben)

3 A-24t26

Datum

05.05.2026

Bankverbindung:
zahlun gsempfänger: Niedersächsische Landeshauptkasse
(bitte stets angeben!)
IBAN: DE74 2505 0000 0106 0250 00; SWFT/BIC: NOLADE2H
EGVP: govello-1 262097630893-000201 650
lnternet: www.venvaltu ngsgericht-lueneburg. niedersachsen.de

Dienstgebäude
Adolph-Kolping-Str. 16
21337 Lüneburo
barrierefreier iugang (r\





Abschrift

Verwaltu ngsgericht Lü nebu rg

Protokoll über den Termin zur mündlichen verhandlung der
3. Kammer

M..: 3 424126

Lüneburg, den 07 .04.2026

Anwesend:
Vizepräsident des Verwaltungsgerichts Dr. Luth,
Richter Dr. Kuhlmann,
Richterin am Verwaltungsgericht Meß
sowie die ehrenamtlichen Richter Herr Didschies und
die ehrenamtliche Richterin Frau Dißelmeyer.

Von der Hinzuziehung einer Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle wurde abgesehen. Das Pro-
tokollwurde mittels eines Tonträgers aufgezeichnet und danach erstellt.

ln der Verwaltungsrechtssache

des Herrn Alexander MoEkat, Lärchenweg 11, 29633 Munster

- Kläger -
gegen

den Norddeutschen Rundfunk, Rothenbaumchaussee 132-134,20149 Hamburg - 653 839
890 -

- Beklagter -
wegenRundfunkbeiträgen,

erschienen nach Aufruf der Sache und Eröffnung der mündlichen Verhandlung:

1. Der Kläger persönlich.

2. Für den Beklagten: Frau Rechtsreferendarin Hahne (Terminvollmacht liegt vor)
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Der Vorsitzende stellt die Kammer vor und schildert den Ablauf der Verhandlung

Der Berichterstatter, Herr Dr. Kuhlmann, hält den Sachbericht.

Die Sach- und Rechtslage wird erörtert.

DerVorsitzende erläutert die Rechtsprechung des Bundesvenrvaltungsgerichts vom 15. Oktober
2025 und legt offen, dass die Kammer bereits in über 100 Parallelverfahren über die sog. Bei-

tragsblocker entschieden habe. Er erklärt, warum heute die gesamte Kammer seine Klage ver-

handelt und entscheidet. Darüber hinaus wird aufgezeigt, dass die vom Kläger zitierte Recht-

sprechung des BGH vom 25. Februar 2026 - Vll ZB 29124 - zu den Anforderungen an die

Einreichung eines elektronischen Vollstreckungsantrags (besonderes Behördenpostfach) er-
gangen ist und Rückschlüsse auf den hiesigen Fall nicht zulässt.

Die Vertreterin des Beklagten erklärt, dass das Gericht die Sach- und Rechtslage vollumfänglich

dargestellt habe. Sie habe in der Sache auch nichts weiter vozutragen.

Es wird die Klageenueiterung hinsichtlich des Bescheids vom 1. Dezember 2025 und den am

2. Februar 2026 ergangenen Widerspruchsbescheid erörtert. Der Vorsitzende hält die Enreite-
rung für sachdienlich. Frau Hahne gibt an, dass sie den Widerspruchsbescheid wohl nicht zur
Klageerhebung, aber später vorgelegt bekommen habe und aus ihrer Sicht nichts dagegen-
spreche, die Bescheide ins Verfahren einzubeziehen.

Der Kläger beantragt,

den Festsetzungsbescheid des Beklagten vom 3. November 2025 in Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 17. Dezember 2025 und den Festset-
zungsbescheid des Beklagten vom 1 . Dezember 2025 in Gestalt des Wider-
spruchsbescheids vom 2. Februar 2026 aufzuheben.

Laut diktiert, vorgespielt und genehmigt.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Laut diktiert, vorgespielt und genehmigt.

Das P rotokoll wird genehmigt.

Auf Vorspielen wird verzichtet.

Beschlossen und verkündet:
Eine Entscheidung ergeht am Ende des Sitzungstages.
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Die mündliche Verhandlung wird um 11 .27 Uhr geschlossen.

Nach nichtöffentlicher Beratung und Wiederaufruf der Sache verkündete der Vorsitzende in

Abwesenheit der Beteiligten folgendes

Urteil

lm Namen des Volkes

Die Klage wird abgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens.

Das Urteil ist wegen der Kostenentscheidung vorläufig vollstreckbar.

Der Vollstreckungsschuldner kann die Vollstreckung gegen Sicherheitsleistung
in Höhe von 1 10 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages abwen-
den, wenn nicht der Vollstreckungsgläubiger vor Vollstreckung Sicherheit in
Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet.

Beginn des Termins: 11:00 Uhr
Ende des Termins: 11.27 Uhr
Verkündung: 11.46 Uhr

Für die Richtigkeit der Übertragung
vom Tonträger:

Dr. Luth Glatzel, Justizangestellte als
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
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Beglaubigte Abschrift

Verwaltu ngsgericht Lü nebu rg

lm Namen des Volkes

Urteil

3 424t26

ln der Venraltungsrechtssache

des Herrn Alexander Motzkat,
Lärchenweg 11, 29633 Munster

- Kläger -
gegen

den Norddeutschen Rundfunk,
Rothenbaumchaussee 132-134,20149 Hamburg - 653 839 890 -

- Beklagter -
wegenR undfu n kbeiträgen,

hat das Venrualtungsgericht Lüneburg - 3. Kammer - auf die mündliche Verhandlung vom
7. April 2026 durch den Vizepräsidenten des Venaraltungsgerichts Dr. Luth, den Richter
Dr. Kuhlmann, die Richterin am Veruvaltungsgericht Meß sowie die ehrenamtliche Rich-
terin Dißelmeyer und den ehrenamtlichen Richter Didschies für Recht erkannt:

Die Klage wird abgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens.

Das Urteil ist wegen der Kostenentscheidung vorläufig vollstreckbar.
Der Vollstreckungsschuldner kann die Vollstreckung gegen Sicher-
heitsleistung i. H. v. 110 % des vollstreckbaren Betrages abwenden,
wenn nicht der Vollstreckungsgläubiger vor der Vollstreckung Sicher-
heit i. H. v. 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrags leistet.
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Tatbestand

Der Kläger wendet sich gegen die Festsetzung von Rundfunkbeiträgen.

Der Kläger wird vom Beklagten für die Wohnung mit der Adresse Lärchenweg 11 in

29633 Munster als Rundfunkbeitragsschuldner unter der Beitragsnummer 653 839 890

geführt.

Für den Beitragszeitraum 1. Juni 2025 bis 31. August 2025 setzte der Beklagte gegen-

über dem Kläger mit Festsetzungsbescheid vom 3. November 2025 Rundfunkbeiträge

in Höhe von 55,08 EUR sowie einen Säumniszuschlag in Höhe von 8,00 EUR (insge-

samt 63,08 EUR) für die Wohnung unter der zuvor genannten Adresse fest. Mit weiterem

Festsetzungsbescheid vom 1. Dezember 2025 setzte die Beklagte für den Beitragszeit-

raum 1. September 2025 bis 30. November 2025 erneut Rundfunkbeiträge in Höhe von

55,08 EUR sowie einen Säumniszuschlag in Höhe von 8,00 EUR (insgesamt 63,08 EUR)

für die Wohnung fest.

Der Kläger legte mit Schreiben vom 12. November 2025 gegen den Festsetzungsbe-

scheid vom 3. November 2025 \Mderspruch ein und begründete diesen im Wesentlichen

damit, dass die Berichterstattung der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten unausge-

wogen sei. Zudem habe das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss vom

24. April2023 (1 BvR 601/23) darauf hingewiesen, dass die Fachgerichte verpflichtet

seien, den Einwand zu überprüfen, der Auftrag der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-

stalten, ein derVielfaltsicherung dienendes Programm anzubieten, werde strukturellver-

fehlt, sodass es an einem individuellen Vorteil fehle. Als Beispiele für die Unparteilichkeit

des öffentlich-rechtlichen Rundfunks führte der Kläger die Berichterstattung während der

Corona-Krise (hier insbesondere Berichte über RKl-Protokolle) und die Berichterstattung

über den Ukraine-Krieg (hier insbesondere zur Lieferung von Waffen, bei Twitter veröf-

fentlichtes Video zur Lieferung des Taurus-Marschflugkörpers) an. Der öffentlich-rechtli-

che Rundfunk sei links ausgerichtet und erreiche nicht mehr alle demografischen Grup-

pen. Außerdem verstoße der öffentlich-rechtliche Rundfunk gegen den Grundsatz der

Sparsamkeit und \Mrtschaftlichkeit nach § 31 Abs. 3 Medienstaatsvertrag (MSIV), da die

Höhe der Vergütungen, Ruhegelder und Pensionen nicht mehr im Verhältnis zur Leis-

tung und Verantwortung stehe. Zudem werde mit dem Rundfunkbeitrag auch der fran-

zösische Sender,,ARTE'finanziert, was nicht zulässig sei. Ferner liege ein Verstoß ge-

gen das Prinzip der Gewaltenteilung aus Art. 20 Abs. 1 GG vor, da eine Behörde, die

eine Forderung geltend mache, nicht zugleich auch die Vollstreckung dieser Forderung

beschließen dürfe. Die Förderung der Verbreitung von erheblichen Falschinformationen

sei nicht mit dem Gewissen des Klägers vereinbar. Die Erhebung des Rundfunkbeitrags
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ße darüber hinaus gegen Europarecht, insbesondere das Gleichbehandlungsge-

aus Art. 20 GRCh und Art. 14 EMRK und gegen die Dienstleistungsfreiheit aus

Art. 56 AEUV. Am 17. Dezember 2025 legte der Kläger auch gegen den Festsetzungs-

bescheid vom 1. Dezember 2025 Widerspruch ein, den er im Wesentlichen gleichlautend

begründete.

Der Beklagte wies den Widerspruch des Klägers mit \Niderspruchsbescheid vom 17 . De-

zember 2025 als unbegründet zurück. Zur Begründung führt der Beklagte insbesondere

an, dass die Verfassungsmäßigkeit des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages, der die

Rechtsgrundlage für die Erhebung des Rundfunkbeitrages bilde, höchstrichterlich ge-

klärt sei und veruvies auf die Entscheidung des BVerfG vom 18. Juli 2018 (Az. 1 BvR

1675116 u.a.) sowie das Urteil des EuGH vom 12. Dezember 2018 (Az. C-492117). Es

sei Aufgabe der Rundfunkgremien, die Erfüllung der gesetzlich bestimmten Aufgaben

der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sowie eine wirtschaftliche und sparsame

Haushalts- und Wirtschaftsführung sichezustellen; die von dem Kläger geltend ge-

machte fehlende Neutralität und Meinungsvielfalt bei der Berichterstattung führe daher

nicht zur Rechtswidrigkeit der Beitragserhebung. Zudem sei der jeweilige Rundfunkbei-

trag nicht der Finanzierung bestimmter Programme und Programminhalte zuordenbar,

sodass der Kläger nicht davon ausgehen könne, dass sein Beitrag für von ihm präferierte

Ausstrahl ungen verwendet werde.

Am 8. Januar 2026 hat der Kläger - wörtlich - gegen den Festsetzungsbescheid vom

3. November 2025 und 1. Dezember 2025 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids

vom 17. Dezember 2025 Klage erhoben und einen Eilantrag - 3 B 14126 - gestellt. Er

legt eine ca. 2SO-seitige Klagebegründung vor, die in einigen Parallelverfahren als Mus-

ter verwendet wird.

Mit der Klagebegründung macht der Kläger geltend, die Festsetzungsbescheide seien

sowohlformell als auch materiell rechtswidrig. Neben den bereits im \Mderspruchsver-

fahren angeführten Einwendungen rügt der Kläger ergänzend, die Verarbeitung seiner

personenbezogenen Daten durch den ARD ZDF Deutschlandradio Beitragsservice sei

europarechtswidrig. Sein Abwehranspruch ergebe sich aus At1.22 Abs.1 DSGVO. Es

lägen Verstöße gegen den Grundsatz der Selbstorganschaft sowie gegen den Funkti-

onsvorbehalt aus Art. 33 Abs. 4 GG vor. Bei dem Beitragsservice handele es sich um

ein Unternehmen, welches nicht befugt sei, Rundfunkbeiträge für den Beklagten festzu-

setzen. Auch der Beklagte stelle keine Behörde dar. Der vollautomatisierten Erstellung

der Festsetzungsbescheide fehle jegliche Rechtsgrundlage und es mangele an einer

Unterschrift. Zudem seien die angefochtenen Festsetzungsbescheide nichtig, da nicht

erkennbar sei, wer den Bescheid erstellt habe. Auch nach einem Beschluss des Bun-

Begl. Abschrift Urteil vom 07.04.2026

Seite 3/22

: ..m\ -4!;
:l z':-

y':-" ', ' l.'-*^lr -, i

V -*\:Ijff ßüü



desgerichtshofs vom 25. Februar 2026 (Vll ZB 2gt24) führe eine solche iehlende indivi-

duelle Verantwortungsübernahme zur Formunwirksamkeit des Bescheids. Darüber hin-

aus liege ein Verstoß gegen § 10 Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG) vor. Der Rund-

funkbeitrag sei verfassungswidrig, da der öffentlich-rechtliche Rundfunk keinen individu-

ellen Vorteil vermittele. Der Beklagte erfülle nicht mehr seinen verfassungsmäßigen Auf-

trag. Aus den massiven Rundfunkbeschwerden folge die systemisch fehlende Staats-,

Partei- und Politikferne. Die Fachgerichte seien nach der Rechtsprechung des Bundes-

verfassungsgerichts und auch des Bundesverwaltungsgerichts verpflichtet zu prüfen, ob

der Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, ein der Vielfaltsicherung dienendes

Programm anzubieten, strukturell verfehlt werde. Diese Pflicht sei auch nicht aufgrund

der bestehenden Kontrollgremien ausgeschlossen. Diese seien vielmehr,,völlig untaug-

lich" und würden nicht den vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten Anforderungen

genügen. Auch seien die Gremien nicht ausreichend demokratisch legitimiert. Darüber

hinaus weist der Kläger darauf hin, dass die Akzeptanz der Bevölkerung, einen Rund-

funkbeitrag zuzahlen, schwinde. Es gebe daher immer mehr säumige Zahler. Ferner sei

das Betriebsklima des Beklagten schlecht und rechtfertige keine Finanzierung durch

Rundfunkbeiträge. Ungeachtet dessen verfehle der Beklagte den verfassungsrechtli-

chen Auftrag einer vielfältigen Berichterstattung. Die Klagebegründung nennt als Bei-

spiel für Verstöße gegen die Neutralitätspflicht und mangelnde Meinungsvielfalt die Be-

richterstattung zu ,,Corona-Politik", UNOA/I/HO und Ukraine-Krieg. Der Kläger rügt die

Nähe zur Politik, insbesondere zur Regierung und die unausgeglichene Besetzung von

Parteien in Talkshows. Er führt weiter aus, dass es unsinnige Programme ohne Bildungs-

auftrag gebe und geht auf den,,FallJan Böhmermann" ein. Der Rundfunkbeitrag seieine

verfassungswidrige Steuer und mit dem EU-Beihilferecht nicht vereinbar. Den Beklagten

treffe eine sekundäre Darlegungslast.

Der Beklagte wies den Widerspruch des Klägers vom 1. Dezember 2025 gegen den

Festsetzungsbescheid vom 1. Dezember 2025 mit Bescheid vom 2. Februar 2026 eben-

falls als unbegründet zurück. Mit Schriftsatz vom 10. Februar 2026 hat der Kläger den

Widerspruchsbescheid vom 2. Februar 2026in das Klageverfahren eingeführt. Überdies

regte der Kläger an, das Verfahren ,,gemäß § 24 VwVfG" bis zur Vorlage eines wissen-

schaftlichen Gutachtens über die Erfüllung des Funktionsauftrages der öffentlich-rechtli-

chen Rundfunkanstalten (,,Großes Beitragsstopper-Gutachten") ruhend zu stellen. Die

Ergebnisse dieses noch zu erstellenden Gutachtens seien für die Beurteilung des vor-

liegenden Verfahrens vorg reifl ich.
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beantragt,

den Festsetzungsbescheid vom 3. November 2025 in Gestalt des Wi-

derspruchsbescheids vom lT.Dezember 2025 und den Festsetzungs-

bescheid vom 1. Dezember 2025 in Gestalt des Widerspruchsbe-

scheids vom 2. Februar 2026 aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte verteidigt seinen Bescheid. Gegen die seitens des Klägers vorgetragenen

formellen Bedenken wendet er ein, dass die Landesrundfunkanstalten im Zusammen-

hang mit der Festsetzung rückständiger Rundfunkbeiträge und der Entscheidung über

hiergegen gerichtete Rechtsmittel als Behörden handelten. Auch könnten Verwaltungs-

akte gemäß § 35a VwVfG i. V. m. § 10a RBSTV vollständig durch automatische Einrich-

tungen erlassen werden. Die Unionsrechts- und Verfassungsmäßigkeit des Rundfunk-

beitragsstaatsvertrags als Rechtsgrundlage für die Beitragserhebung sei höchstrichter-

lich bestätigt. Der Beklagte verfehle auch nicht die Anforderungen an die programmliche

Vielfalt und Ausgewogenheit und der Vortrag des Klägers genüge den durch die Recht-

sprechung aufgestellten Substantiierungsanforderungen nicht. Die Überwachung einer

wirtschaftlichen und sparsamen Haushalts- und \Mrtschaftsführung sei Aufgabe der

hiezu berufenen Rundfunkgremien. Der ebenfalls gestellte Feststellungsantrag ver-

stoße gegen den Grundsatz der Subsidiarität aus § 43 Abs. 2SaE l VwGO.

Das Gericht hat den Eilantrag des hiesigen Klägers mit Beschluss vom 30. Januar 2026

(3 B 14126) abgelehnt, weil der Kläger die Zugangsvoraussetzung des § 80 Abs. 6 Satz 1

VwGO nicht erfüllt hatte und auch keine Ausnahme nach § 80 Abs. 6 Satz 2 VwGO vor-

lag.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den lnhalt der

Gerichtsakten und der beigezogenen Verwaltungsvorgänge des Beklagten venryiesen.

Entscheidungsgründe

Die Klage ist zulässig, insbesondere ist die Klageerweiterung auf den \y'Viderspruchsbe-

scheid vom 2. Februar 2026 aus prozessökonomischen Gründen sachdienlich im Sinne

des § 91 Abs.1 Alt. 2 VwGO. Auch hat sich die Beklagte auf die geänderte Klage in der

mündlichen Verhandlung ausdrücklich eingelassen, § 9't Abs. 2 VwGO.
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Die Klage ist indes unbegründet, weil der Festsetzungsbescheid des Beklagten vom

3. November 2025 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 17. Dezember 2025 und

der Festsetzungsbescheid des Beklagten vom 1. Dezember 2025 in Gestalt des \Mder-

spruchsbescheids vom 2. Februar 2026 rechtmäßig sind und den Kläger daher nicht in

seinen Rechten verletzen (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO).

1. Die Festsetzung von Rundfunkbeiträgen findet ihre Rechtsgrundlage in §§ 2, 3 Abs. 1,

7, 10 Abs.5 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages vom 15.121. Dezember2OlO

(RBStV), der in Niedersachsen durch Art. 1 des Gesetzes zum Fün2ehnten Rundfunk-

änderungsstaatsvertrag vom 29. Juni2011 (Nds. GVBI. 2O11, S. 186) in Kraft gesetzt

worden ist. Gemäß § 2 Abs. 1 RBSTV ist im privaten Bereich für jedeWohnung von deren

lnhaber (Beitragsschuldner) ein Rundfunkbeitrag zu entrichten. lnhaber einer Wohnung

ist jede volljährige Person, die die Wohnung selbst bewohnt (§ 2 Abs. 1 Satzl RBSTV).

Nach § 7 Abs. 3 RBSTV ist der Rundfunkbeitrag monatlich geschuldet. Er ist in der Mitte

eines Dreimonatszeitraums für jeweils drei Monate zu leisten. Rückständige Rundfunk-

beiträge werden nach § 10 Abs. 5 Satz 1 RBSTV durch die zuständige Landesrundfunk-

anstalt festgesetzt. Die monatliche Höhe des Rundfunkbeitrages ergibt sich aus § 8 des

Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages in der hier maßgeblichen Fassung des Ersten

Medienänderungsstaatsvertrages (in Kraft gesetzt durch BVerfG, Beschl. v.20.7.2021 -

1 BvR 2756120 u.ä. -, juris). Rechtsgrundlage für den Erlass der angefochtenen Be-

scheide ist damit ein formelles (Parlaments-) Gesetz, durch welches die Regelungen im

Rundfunkbeitrags- und Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag Gesetzeskraft erlangt ha-

ben. Die Rundfunkbeitragspflicht beruht nicht auf einer vertraglichen Vereinbarung (vgl.

OVG Hamburg, Beschl. v.9.7.2024 - 5 Bf 33124.2 -, juris Rn. 44). lnsbesondere liegt

unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt ein öffentlich-rechtlicher Vertrag i. S. d. §§ 54 ff.

VwVfG vor. Einwendungen gegen den Festsetzungsbescheid, die auf das öffentlich-

rechtliche Vertragsrecht gestützt werden, gehen daher von vornherein ins Leere.

Die Bestimmungen zur Rundfunkbeitragspflicht - mit Ausnahme der hier nicht in Rede

stehenden Beitragspflicht für Zweitwohnungen - begegnen grundsätzlich keinen verfas-

sungsrechtlichen Bedenken (BVerfG, Urt. v. 18.7.2018 - 1 BvR 1675116 u.a. -, juris;

BVerwG, Urt. v. 18.3.2016 - 6 C 6.15 -, juris; Beschl. v.25.1.2018 - 6 B 38.18 -, juris)

und stehen auch mit dem Unionsrecht in Einklang (EuGH, Urt. v. 13.12.2018 - C-492117 -

, juris Rn. 58 ff; BVerwG, Beschl. v.24.4.2020 - 6 B 17.20 -, juris Rn.4; Beschl. v.

25.1.2018-6838.18-,jurisRn.6ffm.w.N.; Besch|.v.28.2.2017-6819.17-,juris

Rn.4). Die Rundfunkbeitragspflicht verstößt insbesondere nicht gegen die Glaubens-

und Gewissensfreiheit aus Art.4 Abs. 1 GG (Nds. OVG, Beschl. v.31.5.2021 - 4 LA

269120 -, juris Rn. 4; OVG Rheinland-Pfalz, Beschl. v. 16.11.2015 -7 410455/15 -, juris
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13ff.) oder.gegen die negative Meinungsfreiheit aus Art.5 Abs. 1 GG (vgl.

Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 8.8.2019 - OVG 11 N 126.16 -, juris Rn. S).

Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union (EUGrCh) ist im vorliegenden Fall

bereits nicht anwendbar, da sie nach Art. 51 Abs. 1 Satz 1 EUGTCh ausschließlich bei

der Durchführung des Rechts der Union gilt. Das deutsche Rundfunkbeitragsrecht wird

nicht durch unionsrechtliche Vorgaben beeinflusst (BVerwG, Urt. v.25.1.2017,6 C

15.16, juris Rn. 58 f.). Der Rundfunkbeitrag berührt auch nicht die in Art. 56 AEUV ver-

ankerte Dienstleistungsfreiheit, da die im lnland auferlegte Beitragspflicht unabhängig

von der Staatsangehörigkeit allein an die lnhaberschaft einer Wohnung im Bundesgebiet

anknüpft (vgl. BVenrG, Beschl. v.25.1.2018 - 6 B 38.18 -, juris Rn. 7). Der rechtliche

Charakter des Rundfunkbeitrags als Vozugslast in Gestalt eines Beitrags, welcher der

funktionsgerechten Finanzausstattung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks dient und

durch welchen der Vorteil der Möglichkeit des Rundfunkbeitrags abgegolten wird, ist

höchstrichterlich geklärt (vgl. BVerfG, Urt. v. 18.7.2018 - 1 BvR 1675116 u.a. -, juris Rn.

58 ff.; BVerwG, Urt. v. 28.10.2020 - 6 C 6.19 -, juris Rn. 13; vgl. auch VG Lüneburg, Urt.

v. 15.1 .2015 - 6 A 6/14 -, n.v.).

Der Einwand des Klägers, die Rundfunkbeitragspflicht bestehe nicht, weil der Beitrags-

leistung kein individueller Vorteil mehr gegenüberstehe, greift nicht durch. Der Kläger

macht geltend, die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten verfehlten strukturell ihren

Funktionsauftrag, ein der Vielfaltsicherung dienendes Programm anzubieten, so dass es

an der verfassungsrechtlichen Rechtfertigung der gesetzlichen Beitragspflicht nach § 2

Abs. 1 RBSTV fehle. Hiervon ist das Gericht nicht übezeugt.

Der Rundfunkbeitrag stellt eine Gegenleistung für das gesamte Programmangebot des

öffentlich-rechtlichen Rundfunks dar (vgl. BVerwG, Urt. v. 18.3.2016 - 6 C 6.15 -, juris

Rn. 23). Er steht zwar nicht in einem synallagmatischen Austauschverhältnis zu einer

konkret zu bemessenden Leistung, es besteht jedoch eine Konnexität zwischen der Bei-

tragspflicht und dem durch das Gesamtangebot des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

vermittelten Vorteil. Der Rundfunkbeitrag ist keine Steuer, sondern eine Vozugslast in

Form eines Beitrags (BVerfG, Urt. v. 18.7.2018 - 1 BvR 1675116 u.a.-, juris Rn. 52tt.).

Vozugslasten dürfen nur zur Finanzierung derjenigen Kosten erhoben werden, die ei-

nen sachlichen Zusammenhang mit der Gewährung des ausgleichspflichtigen Vorteils

aufweisen (vgl. BVerwG, Urt. v. 18.3.2016 - 6 C 6.15 -, juris Rn. 39). Als öffentliche

Abgabe wird der Rundfunkbeitrag daher verfassungsrechtlich durch das Aquivalenzprin-

zip begrenzt (vgl. BVerwG, Urt. v. 15.10.2025 - 6 C 5.24 -, juris Rn. 34). Dabei kommt

dem Gesetzgeber ein weiter Gestaltungsspielraum zu, der erst dann überschritten ist,

wenn kein konkreter Bezug mehr zwischen dem gesetzlich definierten Vorteil und dem
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Abgabenpflichtigen erkennbar ist. Die sachliche Rechtfertigung des Rundfunkbeitrags

als Vozugslast entfällt danach, wenn sie in einem groben Missverhältnis zu den verfolg-

ten legitimen Abgabenzwecken steht (vgl. BVerfG, Urt. v. 18.7.2018 - 1 BvR 1675116

u.a. -, juris Rn. 66 ff.; BVerwG, Urt. v. 15.10.2025 - 6 C 5.24 -, juris Rn. 35).

Der Rundfunkbeitrag dient der staatsfernen Finanzierung des öffentlich-rechtlichen

Rundfunks zur Sicherung des ihm obliegenden Grundversorgungsauftrags (vgl. die sog.

Rundfunkurteile des Bundesverfassungsgerichts: BVerfG, Urt. v. 28.2.1961 - 2 BvG

1160,2160 -; Urt.v.27.7.1971 - 2 BvF 1/68 u.a. -; Urt. v. 16.6.1981 - 1 BvL 89/78 -; Urt.

v.4.11.1986 - 1 BvF 1184 -: Urt. v. 24.3.1987 - l BvR 147186 u.a.-; Urt. v. 5.2.1991 - 1

BvF 1/85, 1/88 -; Urt. v. 6.10.1992 - 1 BvR 1586/89 u.a. -; Urt. v. 22.2.1994 - 1 BvL 30/88

-, Urt. v.25.3.2014 - 1 BvF 1111 u.a. -, jeweils zit. nach juris).

Der beitragsrechtliche relevante Vorteil liegt in der Möglichkeit der lnanspruchnahme der

Gesamtheit des Programmangebotes des öffentlich-rechtlichen Rundfunks im Rahmen

des bestehenden Funktionsauftrages. Der Funktionsauftrag des öffentlich-rechtlichen

Rundfunks ist in der dualen Rundfunkordnung allerdings nicht auf lnformation und Bil-

dung beschränkt. Er erstreckt sich auf Kultur und Unterhaltung in ihrer vollen Breite und

umfasst auch massenattraktive Sendungen aus den Bereichen Sport und Unterhaltung,

gerade um im publizistischen Wettbewerb mit privaten Veranstaltern bestehen zu kön-

nen (vgl. BVerfG, Urt. v. 11.9.2007 - 1 BvR 2270105 u.ä.-, juris Rn. 127 tf., BVenrvG,

Beschl. v. 8.8.2019 - 6 B 44.19 -, juris Rn. 4). Der öffentlich-rechtliche Rundfunk hat

dabei die Aufgabe, als Gegengewicht zu den privaten Rundfunkanbietern ein Leistungs-

angebot hervorzubringen, das einer anderen Entscheidungsrationalität als der der öko-

nomischen Anreize folgt und damit eigene Möglichkeiten der Programmgestaltung eröff-

net. Er hat so zu inhaltlicher Vielfalt beizutragen, wie sie allein über den freien Markt

nicht gewährleistet werden kann (BVerfG, Urt. v. 18.7.2018 - 1 BvR 1675116 u.a. -, juris

Rn. 77). Der Gesetzgeber hat dafür zu sorgen, dass das Gesamtangebot der inländi-

schen Programme der bestehenden Meinungsvielfalt im Wesentlichen entspricht, dass

der Rundfunk nicht einzelnen gesellschaftlichen Gruppen ausgeliefert wird und dass die

in Betracht kommenden Kräfte im Gesamtprogrammangebot zu Wort kommen können

(BVerfG, Beschl. v.20.7.2021 - 1 BvR 2756120 u.a. -, juris Rn. 78 m.w.N.).

Dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk obliegt dabei die verantwortungsvolle Aufgabe,

durch authentische, sorgfältig recherchierte lnformationen, die Fakten und Meinungen

auseinanderzuhalten, die Wirklichkeit nicht vezerrt darzustellen, ein vielfaltssicherndes

und Orientierungshilfe bietendes Gegengewicht zu den privaten Medien zu bilden

(BVerfG, Urt. v. 18.7.2018 - 1 BvR 1675116 u.ä. -, juris Rn. 80).
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Einflussnahme des Gesetzgebers auf die Programmgestaltung durch eine Be-

des Funktionsauftrages steht andererseits die grundrechtlich geschützte

Rundfunkfreiheit entgegen. Die Rundfunkfreiheit nach Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG ist vor

allem Programmfreiheit. Sie gewährleistet, dass Auswahl, lnhalt und Gestaltung des

Programms Sache des Rundfunks bleiben und sich an publizistischen Kriterien ausrich-

ten können. Es ist der Rundfunk selbst, der aufgrund seiner professionellen Maßstäbe

bestimmen darf, was der gesetzliche Rundfunkauftrag in publizistischer Hinsicht verlangt

(BVerfG, Urt. v. 22.2.1994 - 1 BvL 30/88 -, juris Rn. 141). Medienpolitische und pro-

grammleitende Entscheidungen sind dem Gesetzgeber nicht grundsätzlich versagt und

auch der Finanzbedarf des öffentlich-rechtlichen Rundfunks darf umgrenzt werden. Die

staatlichen Vorgaben dürfen jedoch nicht so detailgenau sein, dass sich daraus der Pro-

gramminhalt ableiten ließe (BVerfG, Urt. v. 11.9.2007 - 1 BvR 227OlO5 u.a. -, juris

Rn. 138 ff.). Die Rundfunkanstalten entscheiden vielmehr im Rahmen der ihnen nach

Art. 5 Abs. 1 Sa|z2 GG zustehenden Programmautonomie, welche lnhalte und Pro-

gramme sie als nötig ansehen, um ihren publizistischen Funktionsauftrag zu erfüllen (vgl.

BVerfG, Beschl. v.20.7.2021 - 1 BvR 2756120 u.ä.-, juris Rn. BVerwG, Beschl. v.

8.8.2019 - 6 B 44.19 -, juris Rn. 5).

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze stellt die Abbildung der Vielfalt der bestehen-

den Meinungsrichtungen und deren ausgewogene Darstellung im Gesamtprogramman-

gebot des öffentlich-rechtlichen Rundfunks eine verfassungsrechtlich verankerte Zielvor-

stellung dar. Dieser Zielwert lässt sich jedoch stets nur annäherungsweise erreichen (vgl.

BVerfG, Urt. v. 16.6.1981 - 1 BvL89/78-, juris Rn.94; Urt. v.4.11.1986- 1 BvF 1184-,

juris Rn. 100; BVerwG, Urt. v. 15.'10.2025 - 6 C 5.243 -, juris Rn. 36).

Der Rundfunkbeitrag als Finanzierungsform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ist

nach dem Vorstehenden nach Maßgabe des Aquivalenzprinzips verfassungsrechtlich

dann nicht mehr gerechtfertigt, wenn ein grobes Missverhältnis zwischen der Beitrags-

last und der Vorteilhaftigkeit des öffentlich-rechtlichen Programmangebots festzustellen

ist. Da die Programmautonomie des öffentlich-rechtlichen Rundfunks einer positiven Be-

stimmung des notwendigen Vorteils entgegensteht, muss sich die hierbei anzustellende

Würdigung daran orientieren, ob nicht vielmehr - in negativer Hinsicht - die genannten

Zielvorstellungen unterschritten werden. Die Schwelle für die Verletzung des Aquiva-

lenzprinzips ist jedoch hoch. Sie ist hinsichtlich der Verfehlung des Programmauftrags

erst dann erreicht, wenn das Gesamtprogrammangebot der öffentlich-rechtlichen Rund-

funkanstalten in sämtlichen Verbreitungsmedien über einen längeren Zeitraum evidente

und regelmäßige Defizite hinsichtlich der gegenständlichen und meinungsmäßigen Viel-

falt und Ausgewogenheit erkennen lässt (vgl. BVerwG, Urt. v. 15.10.2025 - 6 C 5.24 -,

juris Rn. 39; vgl. auch VG Lüneburg, Urt. v. 27.5.2021 - 3 A 1 13120 -, n.v., UA S. 5).
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Nach der Rechtsprechung des Bundesvenrualtungsgerichts (Urt. v. 15.10.2025 - 6 C 5.24

-, juris Rn. 40 ff.) ist für die Beurteilung eines derartigen groben Missverhältnisses zwi-

schen Beitragslast und beitragsrechtlich relevantem Vorteil das aus Hörfunk, Fernsehen

und Telemedien bestehende mediale Gesamtangebot aller öffentlich-rechtlichen Rund-

funkanstalten in den Blick zu nehmen. Ein defizitäres Programmangebot einzelner Rund-

funkanstalten kann daher durch das Programmangebot anderer Rundfunkanstalten

kompensiert werden, wobei sich die Betrachtung ohnehin nicht auf einzelne Themenfel-

der oder Programmformate verengen darf. Die verfassungsrechtliche Rechtfertigung ist

jedenfalls noch nicht in Frage gestellt, wenn das öffentlich-rechtliche Programmangebot

nur vereinzelt oder punktuell in ein Missverhältnis zu den verfassungsrechtlichen Ziel-

vorgaben gerät, etwa weil vereinzelte Verstöße gegen die Vorgaben zur Vielfaltsiche-

rung und Ausgewogenheit festzustellen sind oder eine parteipolitisch tendenziöse Prä-

gung einzelner journalistischer Formate und Akteure belegt ist. Eine Gleichgewichtigkeit

aller Meinungen in der Darstellung kann dabei nicht gefordert werden; die öffentlich-

rechtlichen Rundfunkanstalten sind aufgrund der Programmautonomie frei, überArt und

Umfang der \Medergabe von Meinungen eigenverantwortlich zu entscheiden. Der Beur-

teilung, ob nach Maßgabe dieser Grundsätze die sachliche Rechtfertigung der Beitrags-

erhebung entfallen ist, muss zudem ein angemessen langer Zeitraum zugrunde gelegt

werden, der eine Zeitspanne von nicht unter zwei Jahren umfasst, die mit dem in dem

angefochtenen Bescheid abgerechneten Zeitraum endet. Die Vorteilhaftigkeit des Pro-

grammangebots unterliegt der uneingeschränkten gerichtlichen Kontrolle.

Bietet das klägerische Vorbringen - in aller Regel durch wissenschaftliche Gutachten

unterlegt - hinreichende Anhaltspunkte für evidente und regelmäßige Defizite, hat ein

Venrualtungsgericht dem nachzugehen. Bestätigte sich dies nach Beweiserhebung zur

Überzeugung des Gerichts, so hätte es die in § 2 Abs. 1 RBSTV verankerte Rundfunk-

beitragspflicht dem Bundesverfassungsgericht im Wege der konkreten Normenkontrolle

nach Art. 100 GG zur Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit vozulegen.

Eine solche Übezeugung besteht auf Seiten des erkennenden Gerichts indes nicht.

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom'18. Juli2018 (BVerfG, Urt. v.

18.7.2018 - 1 BvR 1675116 u.a. -, juris) entschieden, dass die Erhebung von Rundfunk-

beiträgen - mit Ausnahme der hier nicht in Rede stehenden Beitragspflicht für Zweitwoh-

nungen - auf Grundlage des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags sowohl in formeller als

auch in materieller Hinsicht verfassungsgemäß ist. Dieser Entscheidung des Bundes-

verfassungsgerichts kommt Gesetzeskraflzu. Gemäß § 31 Abs. 1 BVerfGG binden die

Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts die Verfassungsorgane des Bundes

und der Länder sowie alle Gerichte und Behörden.
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Klagebegründung enthält keine neuen oder zusätzlichen Gesichtspunkte,

das Gericht zu der Übezeugung führen könnten, dass die Regelungen des Rund-

funkbeitragsstaatsvertrags zur Erhebung des Rundfunkbeitrags von Wohnungsinhabern

verfassungswidrig sind oder die eine Verpflichtung des erkennenden Gerichts zu weite-

ren Ermittlungen im Rahmen derAmtsermittlung nach § 86 Abs. 1 VwGO auslösen wür-

den. \Me dargelegt entfällt die verfassungsrechtliche Rechtfertigung des Rundfunkbei-

trags erst dann, wenn das Gesamtprogrammangebot der öffentlich-rechtlichen Rund-

funkanstalten in sämtlichen Verbreitungsmedien über einen längeren Zeitraum evidente

und regelmäßige Defizite hinsichtlich der gegenständlichen und meinungsmäßigen Viel-

falt und Ausgewogenheit erkennen lässt (vgl. BVerwG, Urt. v. 15.10.2025 - 6 C 5.24 -,

juris Rn. 39). Bereits um die gerichtliche Aufklärungspflicht auszulösen, ist ein substan-

tiierter Vortrag von Klägerseite erforderlich, der in aller Regel ein wissenschaftlichen An-

forderungen genügendes Gutachten erfordert, das anhand geeigneter lndikatoren die

Evidenz und Regelmäßigkeit potenzieller Defizite untersucht (vgl. BVerwG, Urt. v.

15.10.2025 - 6 C 5.24 -, juris Rn. 48). Die Darlegung eines evidenten und regelmäßigen

Zurückfallens hinter die nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom

18. Juli2018 vorhandene Ausgewogenheit und Vielfalt stellt nach der Rechtsprechung

des Bundesverwaltungsgerichts eine hohe Hürde dar, die jedoch nicht unüberwindlich

ist (vgl. BVerwG, Urt. v. 15.10.2025 - 6 C 5.24 -, juris Rn. 48).

Der klägerische Vortrag erreicht diese Schwelle nicht.

Es ist nicht ausreichend, - wie hier - einzelne angebliche Defizite im Programm zu be-

nennen, da diese, auch wenn sie vorliegen sollten, durch andere Sender, Formate und

lnhalte aus dem Gesamtangebot des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, bestehend aus

zahlreichen (linearen) Hörfunk- und Fernsehsendern sowie Telemedien, kompensiert

werden können. Zu beachten ist auch, dass der klägerische Vortrag zu großen Teilen

die Corona-Berichterstattung in einem Zeitraum betrifft, die nicht in den hier maßgebli-

chen Zwei-Jahres-Zeitraum anknüpfend an den Bescheidzeitraum fällt (hier Juni bis Au-

gust 2025 und September bis November 2025). Zudem betrifft der Vortrag in großen

Teilen die Erforderlichkeit der Corona-Maßna_hmen an sich, nicht vornehmlich die Be-

richterstattu ng d u rch den öffentl ich-rechtl ichen R undfun k.

Soweit in der Klageschrift zum Nachweis einer vermeintlich unausgewogenen Bericht-

erstattung auf eine Studie der Otto-Brenner-Stiftung vom 15.122022 (abrufbar ist indes

nur eine gleichlautende Studie vom 31.1.2023;

https://www.researchgate.neUpublication/369952164-Die_Qualitat_der_Medienbericht-

erstattung_uber_den_Ukraine-Krieg, Anlage 2 der Klagebegründung) verwiesen wird,

die mit Hilfe einer quantitativen lnhaltsanalyse die Berichterstattung über den Ukraine-
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krieg zwischen dem 24. Februar 2022 und dem 31. Mai 2022 untersucht habe, kommt

dieser Studie keine hinreichende Aussagekraft zu. Es wurden lediglich ,,acht deutsche

Leitmedien" untersucht, zu denen (neben FAZ, Süddeutscher Zeitung, Bild, Spiegel, Zeit

und RTL Aktuell (18:45)) aus dem Bereich des öffentlich-rechtlichen Rundfunks nur die

ARD Tagesschau (20 Uhr) und ZDF Heute (19 Uhr) des ZDF gehörten, wobei eine Zu-

ordnung zu den Quellen nicht erfolgte. Zudem kommt die Studie zu dem Ergebnis, dass

die untersuchten Medien in dem rund 3-monatigen Zeitraum teilweise sehr einheitlich,

teilweise aber auch uneinheitlich über den Krieg und die Maßnahmen der Bundesregie-

rung berichtet hätten, wobei es am Ende heißt: ,,Alles in allem deutet aber vieles darauf

hin, dass die Medienberichterstattung - ähnlich wie in der Corona-Pandemie - nicht re-

gierungsnah war, sondern die Regierung eher für ihre zögerliche Haltung kritisierte."

Auch das ebenfalls zitierte Arbeitspapier der Otto-Brenner-Stiftung aus April2024

(https://archiv.otto-brenner-stiftung.de/fileadmin/user_data/stiftung/02_Wissenschafts-

portal/O3_Publikationen/AP67_wipo_Berichterstattung.pdf, Anlage 5 der Klagebegrün-

dung) zur Berichterstattung zu Wirtschaftsthemen kommt für den Zeitraum vom Septem-

ber 2022 und Februar 2023 zu dem Ergebnis, dass im Hinblick auf die Wirtschaftspolitik

als Berichterstattungsgegenstand im öffentlich-rechtlichen Rundfunk zwar eine zu starke

Fokussierung auf die Bundespolitik festzustellen sei, nicht dagegen eine auffällige Un-

ausgewogenheit der Berichterstattung (vgl. Seite 1 - 2 sowie Seite 64 ff. des Arbeitspa-

piers). Das vom Kläger angeführte weitere Arbeitspapier der Otto-Brenner-Stiftung aus

dem Juni 2025 (https://www.otto-brenner-stiftung.de/fileadmin/user_up-

load/was_wi rJu n/p u b I i katio n en/i m_oeffentl i chen_a uft rag/A P76_Ko n-

trolle_OERR_Juni 2025.pd0 zur Zusammensetzung und Arbeitsweise der öffentlich-

rechtlichen Rundfunkgremien, das auf Datenerhebungen aus dem Zeitraum April2024

bis August 2024 basiert, trägt die Behauptung des Klägers, Themen in der Berichterstat-

tung würden nur nach politischer Erwünschtheit ausgewählt, nicht. Eine solche Aussage

findet sich in dem Arbeitspapier nicht. Vielmehr geht aus dem Vorwort der Studie hervor,

dass diese im Wesentlichen eine Beschreibung des Status quo der Gremienarbeit im

öffentlich-rechtlichen Rundfunk sei, während,,noch einmalzu diskutieren sein [wird], wie

stark der Einfluss der Parteipolitik auf die Gremienarbeit real ist" (vgl. Seite 2 des Ar-

beitspapiers).

Auch aus den vom Kläger benannten weiteren Studien ergeben sich keine relevanten

Anhaltspunkte für die behauptete Verfassungswidrigkeit des Rundfunkbeitrags nach den

dargestellten Grundsätzen.

Die Veröffentlichung des Progressiven Zentrums/Campact,,Die Talkshow-Gesellschafft.

Repräsentation und Pluralismus in öffentlich-rechtlichen Polit-Talkshows"
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,n ä,i' ,proEressives-zentrum.org/wp-contenuuploadsl2023ll2lstudie_Die-Talk-

bhow-Gesellschaft-1.pdf) aus dem Jahr 2020 betrift nicht den im vorliegenden Fall maß-
geblichen Zeitraum.

Das Gleiche gilt für die Veröffentlichung des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundes-

tages: ,,Vielfaltsicherung in der Organisation und im Programm des öRR'
(https://www.bundestag.de/resourcelblobl84491617eada771ba833b488d8514bf463b-

671d4//D-10-009-21-pdf-data.pdf), die am 16. Aprit 2021 abgeschtossen wurde.

Der Verweis auf einen im September 2019 veröffentlichten Bericht des Reuters lnstitute

for the study of Journalism an der universität oxford
(https://reutersinstitute.politics.ox.ac.uusites/defaulvfiles l2o1g-ogfihe_au-

dience-of-public_service_news_FlNAL.pdf), der anhand von Umfragedaten aus acht

europäischen Ländern die Reichweite öffentlich-rechtlicher Nachrichten bewertet, betrifft

ebenso wenig den hier maßgeblichen Zeitraum und lässt auch sonst keinen Rückschluss

auf eventuelle Defizite hinsichtlich der Berichterstattung zu. lm Gegenteil heißt es dort

auf Seite 29 (übersetzt): ,,Unsere Erkenntnis, dass öffentlich-rechtliche Medien immer

noch eine beträchtliche Offline-Reichweite haben und oft zu den vertrauenswürdigsten

Nachrichtenquellen zählen (wenn auch oft etwas weniger Vertrauen bei Personen des

rechten politischen Spektrums und bei Menschen mit populistischen Ansichten genie-

ßen), deutet darauf hin, dass öffentlich-rechtliche Medien nach wie vor besondere Stär-

ken besitzen, und insbesondere integrierte, gut finanzierte und unabhängige Anbieter

eine bedeutende plattform ü berg reifende Reichweite ezielen.

Die vom Kläger angeführte Studie,,Fehlt da was? - Perspektivenvielfalt in den öffentlich-

rechtlichen Nachrichtenformaten" des lnstituts für Publizistik der Universität Mainz (Ja-

nuar 2024:

https://www.researchgate.neVpublicationl3TTT2l606_Fehlt_da_was_Perspektivenviel-

falt_in_den_offentlich-rechtlichen_Nachrichtenformaten) enthält ebenso keine relevan-

ten Anhaltspunkte für die behauptete Verfassungswidrigkeit des Rundfunkbeitrags nach

den dargestellten Grundsätzen. Vielmehr kommt die Studie, die in einem Zeitraum von

drei Monaten (April bis Juni 2023) für neun öffentlich-rechtliche Nachrichtenformate un-

tersucht hat, zu dem Ergebnis, dass die Behauptung, die Nachrichten des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks seien besonders einseitig, in dieser Form nicht zutreffe. Aller-

dings berichteten die öffentlich-rechtlichen Nachrichtenformate im Schnitt auch nicht un-

bedingt vielfältiger und ausgewogener als die Vergleichsmedien, obwohl die Ansprüche

an den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in dieser Hinsicht durchaus höher seien (vgl.

Seite 19 der Studie).
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Soweit in der Klagebegründung zusätzlich geltend gemacht wird, dass die rom Bundes-

verfassungsgericht (vgl. BVerfG, Urt. v. 25.3.2014 - 1 BvF 1111 u.a. -, juris) aufgestellten

Anforderungen an die Aufsichtsgremien des Beklagten im Hinblick auf das Gebot der

Staatsferne weiterhin nicht erfüllt seien, bleibt dieser Einwand ohne Erfolg. Wird das von

den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten erbrachte Programmangebot den darge-

stellten verfassungsgerichtlichen Anforderungen an die Programminhalte gerecht, ist die

Besetzung der Kontrollgremien hinsichtlich der Erhebung des Rundfunkbeitrages bereits

nicht von Belang. Jedenfalls ist auch unter Berücksichtigung des pauschalen Vorbrin-

gens in der Klageschrift nicht erkennbar, dass die Kontrollgremien den Anforderungen

an die Staatsferne dezeit nicht genügen. ln den Rundfunkrat des Norddeutschen Rund-

funks werden entsprechend der detaillierten Regelungen in § 18 NDR-Staatsvertrag nur

höchstens 11 von 58 Mitgliedern von den in den Landesparlamenten der Länder mit

Fraktionen vertretenen Parteien und ein weiteres Mitglied von der Arbeitsgemeinschaft

der kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens entsandt. Die übrigen Mitglieder

werden von unterschiedlichen Verbänden, lnteressenvertretungen und Religionsge-

meinschaften, die nicht dem ,,staatsnahen Bereich" zuzuordnen sind, entsandt. Das Bun-

desverfassungsgericht hat die Organisation der Landesrundfunkanstalten als öffentlich-

rechtliche Anstalten mit einer binnenpluralistischen Struktur, in der der Einfluss relevan-

ter gesellschaftlicher Kräfte unter maßgeblicher Einbeziehung der Zivilgesellschaft über

Kollegialorgane vermittelt wird und der mit einer ausreichenden Zahl ,,staatsferner" Mit-

glieder besetzt ist, grundsätzlich nicht beanstandet (vgl. BVerfG, Urt. v. 25.3.2014 - 1

BvF 1/11 u.a. -, juris Rn. 38).

Auch die Kritik der Klagebegründung an der Gehaltsstruktur im öffentlich-rechtlichen

Rundfunk greift nicht durch. Zwar ist die Bedarfsanmeldung der öffentlich-rechtlichen

Rundfunkanstalten, auf deren Grundlage die Höhe des Rundfunkbeitrags beschlossen

wird, einer rechtlichen Überprüfung grundsätzlich zugänglich; die Kontrolle darf sich aber

nicht auf die Vernünftigkeit oder Zweckmäßigkeit der Programmentscheidungen der

Rundfunkanstalten beziehen, sondern allein darauf, ob sie sich im Rahmen des rechtlich

umgrenzten Rundfunkauftrags halten und ob der aus den Programmentscheidungen ab-

geleitete Finanzbedarf zutreffend und im Einklang mit den Grundsätzen von Wirtschaft-

lichkeit und Sparsamkeit ermittelt worden ist. Der Erhebung des Rundfunkbeitrags kann

der Grundsatz der \Nirtschaftlichkeit jedoch grundsätzlich nicht entgegen gehalten wer-

den. Die Prüfungs- und Ermittlungsaufgabe ist in rechtlich nicht bedenklicher Weise (vgl.

BVerfG, Urt. v. 22.2.1994 - 1 BvL 30/88 -, juris Rn. 182) auf ein staatsfernes Sachver-

ständigengremium (vgl. § 4 Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag) übertragen. Eine ge-

richtliche Kontrolle kann daher allenfalls bei einem evidenten Verstoß gegen den Grund-
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der Zweckbindung der Mittel denkbar sein, für den jedoch angesichts des pauscha-

orbringens in der Klagebegründung kein Anhaltspunkt besteht.

Soweit von Klägerseite darauf hingewiesen wird, dass der Beklagte, das ZDF und das

Deutschlandradio aufgefordert worden seien, Programmdaten für den Zeitraum 3. No-

vember 2023 bis 2. November 2025 zu sichern, ergibt sich hieraus ebenfalls kein An-

haltspunkt für evidente und regelmäßige Defizite hinsichtlich der gegenständlichen und

meinungsmäßigen Vielfalt und Ausgewogenheit im Hinblick auf den verfassungsmäßi-

gen Programmauftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Es handelt sich bei der be-

gehrten Datensicherung allenfalls um Vorbereitungen für eine mögliche weitergehende

Zusammenstellung von Argumenten der Klägerseite, welche zum Entscheidungszeit-

punkt gerade noch nicht den Vorgaben des Bundesverwaltungsgerichts entsprechend

vorgetragen waren.

Der Vollständigkeit halber weist das Gericht darauf hin, dass eine abnehmende bzw.

mangelnde Akzeptanz in der Bevölkerung, den Rundfunkbeitrag zahlen zu wollen, recht-

lich unerheblich ist. Das Gleiche gilt für die Annahme des Klägers, es gebe immer mehr

säumige Zahler. Auch der Vortrag des Klägers, das Betriebsklima bei dem öffentlich-

rechtlichen Rundfunk sei schlecht, steht der Pflicht zur Zahlung eines Rundfunkbeitrages

nicht entgegen (vgl. BVenrG, Urt. v. 15.10.2025 - A C 5.24 -, juris Rn. 46).

Eine vom Kläger angeregte Ruhendstellung des Verfahrens nach § 173 SaE l VwGO in

Verbindung mit § 251 Satz 1 ZPO wegen einer angeblichen Vorgreiflichkeit eines noch

zu erstellenden wissenschaftlichen Gutachtens über die Erfüllung des Funktionsauftra-

ges der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten (,,Großes Beitragsstopper-Gutachten")

kommt mangels Fehlens eines formellen Antrags durch den Kläger sowie eines entspre-

chenden Antrags des Beklagten nicht in Betracht. Wollte man die Anregung des Klägers

als Aussetzungsantrag nach § 94 VwGO verstehen, lägen die Voraussetzungen dafür

ebenfalls nicht vor. Nach § 94 VwGO kann das Gericht, wenn die Entscheidung des

Rechtsstreits ganz oder zum Teil von dem Bestehen oder Nichtbestehen eines Rechts-

verhältnisses abhängt, das den Gegenstand eines anderen anhängigen Rechtsstreits

bildet, anordnen, dass die Verhandlung bis zur Erledigung des anderen - vorgreiflichen

- Rechtsstreits auszusetzen ist. Unter dem Begriff des Rechtsverhältnisses im Sinne

von § 94 VwGO sind die sich aus einem konkreten Sachverhalt aufgrund einer (öffentlich-

rechtlichen) Regelung ergebenden rechtlichen Beziehungen einer Person zu einer an-

deren Person oder zu einer Sache zu verstehen (vgl. BVerwG, Beschl. v. 27 .9.2023 - 10

A 4.23 -, juris Rn. 7; Nds. OVG, Beschl. v. 9.1.2018 - 5 OB 224117 -, juris Rn. 18). lst

indes in dem anderen Verfahren kein Rechtsverhältnis zu klären, sondern stellt sich dort

lediglich die gleiche Rechtsfrage, ist eine Vorgreiflichkeit nicht gegeben (BVenrvG, Urt. v.
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11 .2.2OOg - 2 A7 .OG -, juris Rn. 34; Nds. OVG, Beschl. v 9.1 .2018 - 5 OB 224117 -, juris

Rn. 18; Beschl. v.22.7.2013 - 5 OB 146113 -, juris Rn.8). Ein solches vorgreifliches

Verfahren ist hier nicht ersichtlich. Für eine derartige Unterbrechung eines entschei-

dungsreifen Klageverfahrens auf unbestimmte Zeit im Hinblick auf eine unkonkrete An-

kündigung einer weiteren Ergänzung des klägerischen Vorbringens durch ein noch ein-

zuholendes ,,Großes Beitragsstopper-Gutachten" besteht - wenn nicht die Beteiligten

übereinstimmend das Ruhen des Verfahrens beantragen - kein Raum. Das hat der Be-

klagte aber nicht getan.

2. Die streitgegenständlichen Bescheide sind formell rechtmäßig.

Der Beklagte handelte bei der Festsetzung der Rundfunkbeiträge als zuständige Be-

hörde. Der Beklagte ist eine gemeinnützige rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts

(§ 1 Abs. 1 NDR-Staatsvertrag, dem das Land Niedersachsen mit dem Gesetz zu dem

Staatsvertrag über den NDR vom 25. Februar 1992 zugestimmt hat) und damit Teil der

mittelbaren Staatsverwaltung, deren Tätigkeit sich im öffentlich-rechtlichen Bereich be-

wegt (vgl. BVerfG, Nichtannahmebeschl. v.15.12.2003- 1 BvR 2378103-, juris Rn.6;

Urt. v. 27.7.1971- 2 BvF 1/68 -, juris Rn. 38; BVerwG, Beschl. v.21J2.2017 - 6 B 35.17

-, juris Rn. 6). Hierzu steht es nicht in Wderspruch, dass der Beklagte selbst Träger des

Grundrechts der Rundfunkfreiheit - und ihrer besonderen Ausprägung der Programm-

freiheit - ist, welches eine staatliche Beherrschung und Einflussnahme auf die Pro-

grammgestaltung ausschließt (vgl. BVenrG, Urt. 13.12.1984 -7 C 139/81 -, juris Rn. 28,

nachfolgend BVerfG, Kammerbeschl. v.20.7.1988 - 1 BvR 155/85 u.a. -, juris Rn.4).

Jedenfalls bei der Ausführung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages erfüllt der Beklagte

- wie im vorliegenden Fall der Festsetzung rückständiger Rundfunkbeiträge - eine Auf-

gabe der öffentlichen Verwaltung und übt eine öffentlich-rechtliche Venrualtungstätigkeit

aus (vgl. BVerfG, Kammerbeschl. v. 20.7.1988 - 1 BvR 155/85 u.a. -, juris Rn.6; vgl.

auch VGH München, Beschl. v. 12.12.2022 - 7 ZB 20.1120 -, juris Rn. 28; VGH Mann-

heim, Urt. v. 4.11.2016 - 2 S 548116 -, juris Rn. 24 f.). Bei dieser Tätigkeit finden die

Vorschriften des Niedersächsischen Venrualtungsverfahrensgesetzes Anwendung

(Nds. OVG, Beschl. v.23.12.2009 - 4 LA 357/08 -, juris Rn. 6 f.).

Es ist auch nicht rechtlich zu beanstanden, dass sich der Beklagte bei der Festsetzung

der Rundfunkbeiträge des Beitragsservice bedient hat. Gemäß § 10 Abs. 7 Satz 1

RBSTV nimmt jede Landesrundfunkanstalt die ihr nach dem Rundfunkbeitragsstaatsver-

trag zugewiesenen Aufgaben und die damit verbundenen Rechte und Pflichten ganz

oder teilweise durch die im Rahmen einer nichtrechtsfähigen öffentlich-rechtlichen Ver-

waltungsgemeinschaft betriebenen Stelle der öffentlich-rechtlichen Landesrundfunkan-

stalten wahr. Trotz der Bündelung von Aufgaben bei dem nichtrechtsfähigen Beitrags-
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i;,,1§üfice bleibt hiernach jede Landesrundfunkanstalt zuständig und verantwortlich für die

;t;r,'"4)l'f.-Bl)+r^o=f"stsetzuno Bei dem Beitraosservice handelt es sich daher um einen unselb-!o^ " oäil '"glitragsfestsetzung. Bei dem Beitragsservice handelt es sich daher um einen unselb-

Xmg/rtändigen Teil der zuständigen Rundfunkanstalt (vgl. BayVerfGH, Entscheidung v.

15.5.2O14 - Vf. 8-Vll-12 -, juris), der lediglich aus Zweckmäßigkeitsgründen aus dem

Betrieb der jeweiligen Anstalt örtlich ausgelagert ist. Erklärungen des Beitragsservice

werden im Namen und im Auftrag der jeweils zuständigen Rundfunkanstalt abgegeben

(vgl. SächsOVG, Beschl. v.12.9.2016 - 3 B 166/16 -, juris Rn. 6; VGH Baden-Württem-

berg, Urt. v. 4.11.2016 - 2 S 548116 -, juris Rn. 22). Auch aus den hier angefochtenen

Festsetzungsbescheiden geht der Beklagte als die den Bescheid erlassende Behörde

hervor, da er ausdrücklich im Bescheidkopf sowie in der Grußformel benannt ist. Die

angefochtenen Festsetzungsbescheid sind daher auch nicht nach § 44 Abs. 2 Nr. 1

VwVfG nichtig (vgl. Sächs. OVG, Urt. v. 5.7.2023 - 5 A 1421118 -, juris Rn. 36).

Vor diesem Hintergrund liegt auch weder ein Verstoß gegen den Grundsatz der Selbst-

organschaft, wonach die zuständige Behörde die ihrzugewiesenen Aufgaben grundsätz-

Iich durch eigene Bedienstete erfüllen muss (vgl. BVenruG, Urt. v. 23.8.2011 - I C 2.11 -

, juris Rn. 12,14; VGH Mannheim, Urt. v.16.12.2009 - 1 S 3263/08 -, juris Rn. 16), noch

ein Verstoß gegen das in Art. 33 Abs.4 GG geregelte Gebot des Funktionsvorbehalts

(vgl. OVG Berlin-Brandburg, Beschl. v. 8.11 .2019 - OVG 11 N 89.19 -, juris Rn. 4) vor.

Die Tätigkeit des Beitragsservice verstößt zudem nicht gegen das Gesetz über außer-

gerichtliche Rechtsdienstleistungen (Rechtsdienstleistungsgesetz - RDG). Gemäß § 3

RDG ist die eigenständige Erbringung außergerichtlicher Rechtsdienstleistungen nur in

dem Umfang zulässig, in dem sie durch das Rechtsdienstleistungsgesetz oder andere

gesetzliche Regelungen gestattet wird. lm vorliegenden Fall leitet der Beklagte seine

Berechtigung zum Beitragseinzug unmittelbar aus § 10 Abs. 7 Satz 2 und § 9 Abs. 2

RBSTV ab. Auch der Beitragsservice selbst benötigt keine Registrierung nach § 10 RDG,

da er lediglich als unselbständiger Verwaltungshelfer agiert und keine eigenständigen

außergerichtlichen Rechtsdienstleistungen erbringt.

Die Festsetzungsbescheide vom 3. November 2025 und vom 1 . Dezember 2025 in Ge-

stalt der mitangefochtenen \y'Viderspruchsbescheide sind auch nicht deshalb formell

rechtswidrig, weil sie in einem vollautomatisierten Verfahren ergangen sind und keine

Unterschrift aufinreisen. Der zum 1. Juni 2O2O in Kraft getretene § 10a RBSTV bietet eine

wirksame gültige Rechtsgrundlage fürden automatisierten Erlass von Rundfunkbeitrags-

festsetzungsbescheiden. Hiernach kann die zuständige Landesrundfunkanstalt rund-

funkbeitragsrechtliche Bescheide vollständig automatisiert erlassen, sofern weder ein

Ermessen noch ein Beurteilungsspielraum besteht. Dies ist vorliegend der Fall. Der pau-

schale Einwand des Klägers - welcher dem Umstand geschuldet sein dürfte, dass er
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sich einer Musterklage bedient hat - es bestünde bei mehreren lnhabern 6iner Wohnung

ein Ermessens- und Beurteilungsspielraum, greift im vorliegenden Fall nicht durch. Es

ist nicht ersichtlich, dass der Kläger einer von mehreren Wohnungsinhabern im Sinne

von § 2 Abs. 3 RBSTV ist. Die in der Klagebegründung hervorgehobene Differenzierung

zwischen dem Erlass eines Verwaltungsakts und der Erstellung eines Bescheids ist we-

der nachvollziehbar noch zutreffend. Wird dem Beklagten durch § '10a RBSTV die Befug-

nis zum vollständig automatisierten Erlass rundfunkbeitragsrechtlicher Bescheide einge-

räumt, erfasst dies selbstverständlich auch die Erstellung des jeweiligen Bescheides

(vgl. VG Koblenz, Urt. v. 21.1.2025 - 5 K720124.KO -, juris Rn. 26). Gemäß § 37 Abs. 5

SaE 1 VwVfG i. V. m. § 1 Abs. 1 Nds. VwVfG können im Fall eines mit Hilfe automati-

scher Einrichtungen erlassenen schriftlichen Venrualtungsakts Namenswiedergabe und

Unterschrift fehlen.

Jedenfalls wird spätestens bei der Überprüfung der Festsetzungsbescheide im Wider-

spruchsverfahren mit dem Erlass der \Mderspruchsbescheide eine nicht vollautomati-

sierte Einzelfallentscheidung über die Beitragsfestsetzung durch einen Behördenmitar-

beiter getroffen, der den Wderspruchsbescheid - wie auch im vorliegenden Fall - per-

sönlich unterzeichnet (vgl. OVG Nordrhein-Westfalen, Beschl . v. 10.12.2021 - 2 A 51121

-, juris Rn. 14 f.; VGH Baden-Württemberg, Beschl. v. 13.11.2020 - 2 S 2134 -, juris

Rn. 15; OVG Berlin-Brandenburg, Beschl. v.8.11 .2019 - OVG 11 N 89.19 - juris Rn. 3).

Ein Verstoß gegen Nt.22Abs. 1 DSGVO liegt aus den vorgenannten Gründen ebenfalls

nicht vor. Nach Art. 22 Abs.1 DSGVO hat die betroffene Person das Recht, nicht einer

ausschließlich auf einer automatisierten Verarbeitung - einschließlich Profiling - beru-

henden Entscheidung unterworfen zu werden, die ihr gegenüber rechtliche \Mrkung ent-

faltet oder sie in ähnlicher Weise erheblich beeinträchtigt. Ein etwaiger Mangel des Aus-

gangsbescheids wurde demnach mit dem nicht automatisierten Erlass des \Mder-

spruchsbescheides geheilt. Der Festsetzungsbescheid in der Gestalt des \y'üiderspruchs-

bescheids ist keine aus schließlich auf einer automatisierten Verarbeitung beruhende

Entscheidung mehr (vgl. OVG Bremen, Beschl. v. 31.1 .2024 - 1 LA 46123 -, juris Rn.8;

Nds. OVG, Beschl. v. 17.10.2023 - 8 LA37123 -, V. n. b., S. 3).

Auch der Einwand, es verstoße gegen das Prinzip der Gewaltenteilung aus Art.20

Abs.2 Satz2, Abs.3 GG, dass der Beklagte die Beitragsforderung nicht nur geltend

machen, sondern zugleich auch die Vollstreckung beschließen dürfe, greift nicht durch.

Gegenstand des vorliegenden Rechtsstreits ist allein die Festsetzung einer Rundfunk-

beitragsforderung, nicht deren Vollstreckung. Überdies ist bereits nicht ersichtlich, dass

die Durchsetzung öffentlich-rechtlicher Verpflichtungen im Wege der Verwaltungsvoll-

streckung verfassungsrechtlichen Bedenken unterläge, da sie als integraler Bestandteil
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vollziehencien Gewalt sowohl jeweils auf einer gesetzlichen Grundlage beruht als

der nachgelagerten gerichtlichen Kontrolle unterliegt.

lm Übrigen ist der Hinweis des Klägers in seinem Schriftsatz vom 18. März 2026 und

30. Mäz 2026 aut einen Beschluss des Bundesgerichtshofs vom 25. Februar 2026 (Vll

ZB29124) für den vorliegenden Fall unergiebig. ln dem vorgenannten Beschluss geht es

nicht um die automatisierte Erstellung rundfunkbeitragsrechtlicher Bescheide, sondern

um die Einreichung eines Vollstreckungsauftrags im elektronischen Rechtsverkehr nach

§ 130a Abs.3 Satz 1 ZPO durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts. Hier

richtet sich der vollautomatisierte Erlass der streitgegenständlichen Festsetzungsbe-

scheide aber nach § 1 Nds. VwVfG i.V.m. 35a VwVfG und § 10a RBSIV, wonach die

zuständige Landesrundfunkanstalt rundfunkbeitragsrechtliche Bescheide vollständig au-

tomatisiert erlassen kann. Auf die Voraussetzungen des § 130a Abs. 3 Satz 1 ZPO

kommt es vorliegend mithin schon nicht an.

3. Die streitgegenständliche Beitragsfestsetzung ist auch materiell rechtmäßig.

Die Voraussetzungen für die Festsetzung des Rundfunkbeitrages lagen vor. Der Kläger

war als lnhaber einer Wohnung im privaten Bereich gemäß § 2 Abs. 1 RBSTV beitrags-

pflichtig. Der möglicherweise einem redaktionellen Versehen des Beklagten bei der Er-

stellung der Klageerwiderung geschuldete Vortrag, der Kläger sei lnhaber einer Woh-

nung in Delmenhorst, hat keine rechtliche Relevanz. Die streitgegenständlichen Be-

scheide stellen auf eine in Munster belegene Wohnung ab. Dass der Kläger dort lnhaber

einer Wohnung ist, stellt dieser selbst nicht in Abrede. Zudem ist er nicht aufgrund eines

von dem Beklagten vor Abschluss des Verwaltungsverfahrens erlassenen Bescheids

von der Beitragspflicht befreit. Mit der Zahlung der Rundfunkbeiträge war der Kläger für

den streitgegenständlichen Zeitraum bei Erlass der Festsetzungsbescheide auch im

Rückstand, da sein Beitragskonto nicht ausgeglichen war.

Auch die Erhebung des Säumniszuschlags von jeweils 8,00 EUR in den Festsetzungs-

bescheiden vom 3. November 2025 und vom 1. Dezember 2025 begegnet keinen recht-

lichen Bedenken. Die Befugnis zur Erhebung von Säumniszuschlägen ergibt sich aus

§ 9 Abs. 2Satz 1 Nr. 5 RBSTV in Verbindung mit § 11 Abs. 1 der Satzung des Norddeut-

schen Rundfunks über das Verfahren zur Leistung der Rundfunkbeiträge vom 28. No-

vember 2016 (in Kraft getreten am 1. Januar 2017, Nds. MBl. 2016, 5.1247 ff.) - im
Folgenden: Verfahrenssatzung des NDR -. Hiernach wird ein Säumniszuschlag in Höhe

von einem Prozent der rückständigen Beitragsschuld, mindestens aber ein Betrag von

8,00 EUR fällig, wenn der Rundfunkbeitrag nicht innerhalb einer Frist von vier Wochen

nach Fälligkeit in voller Höhe entrichtet wird. Der Säumniszuschlag entsteht automatisch
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mit Ablauf der Vienuochenfrist nach dem Fälligkeitstermin; eine vorherigd Zahlungsauf-

forderung oder -erinnerung ist dafür nicht erforderlich. Der Säumniszuschlag wird zu-

sammen mit der Rundfunkbeitragsschuld durch Bescheid nach § 10 Abs. 5 RBSTV fest-

gesetzt, wobei mit jedem Bescheid nur ein Säumniszuschlag festgesetzt werden kann

(§ 11 Abs. 1 Satz 2 und Satz 3 der Verfahrenssatzung des NDR).

4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Entscheidung über die

vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 VwGO i. V. m. §§ 708 Nr. '11 ,709 SaE 2,

711ZPO.

Gründe für die Zulassung der Berufung gemäß § 124 a Abs. I i.V.m. § 124 Abs. 2 Nr.

oder 4 VwGO durch das Venualtungsgericht liegen nicht vor.

Rechtsm ittelbeleh ru ng

Gegen das Urteil ist die Berufung statthaft, wenn sie von dem Niedersächsischen
Obervenraltungsgericht zugelassen wird. Die Berufung ist nur zuzulassen,

1. wenn ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,

2. wenn die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten auf-
weist,

3. wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,

4. wenn das Urteilvon einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundes-
verwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes
oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder

5. wenn ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel
geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

Die Zulassung der Berufung ist bei dem

Verwaltungsgericht Lüneburg,
Adolph-Kolping-Straße 1 6, 21337 Lüneburg,

innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils zu beantragen. Der
Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. lnnerhalb von zwei Monaten nach
Zustellung des vollständigen Urteils sind die Gründe dazulegen, aus denen die Beru-
fung zuzulassen ist. Die Begründung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorge-
legt worden ist, bei dem

N iedersächsischen Obervenrvaltu ngsgericht,
Uelzener Straße 40,21335 Lüneburg, oder
Postfach 237 1, 21313 Lüneburg,

einzureichen.
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darauf nhg"*;."n, dass sich die Beteiligten
im Prozesskostenhilfeverfahren, durch

§ 67 VwGO vertreten lassen müssen.

Meß

dem Oberverwaltungsgericht,
nach Maßgabe

Dr. Kuhlmann



Beschluss

Der Wert des Streitgegenstandes wird gemäß § 52 Abs. 3 Satz 1 GKG

aut 126,16 EUR festgesetzt.

Rechtsm ittelbeleh ru ng

Gegen diesen Beschluss ist die Beschwerde an das Niedersächsische Obervenrval-
tungsgericht statthaft, wenn sie in diesem Beschluss zugelassen worden ist oder der
Wert des Beschwerdegegenstandes 300,00 EUR übersteigt. Sie ist nur zulässig, wenn
sie innerhalb von sechs Monaten eingelegt wird, nachdem die Entscheidung in der
Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich andenueitig erledigt hat. lst
der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so
kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit-
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden.

Die Beschwerde ist einzulegen bei dem

Verwaltungsgericht Lüneburg,
Adolph-Kolping-Straße 16, 21337 Lüneburg.

Dr. Luth Dr. Kuhlmann

Beglau

Justähauptsekretärin
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Meß



Verwaltu n gsgericht Lünebu rg
Adolph-Kolping-Straße 1 6
21337 Lüneburq

Lüneburs, 05.05.2026
Telefon

04131 8545-336

Venvaltungsgericht Lüneburg, Adolph-Kolping-Straße 16, 21332 Lüneburg

Herrn
Alexander Motzkat
Lärchenweg 11
29633 Munster

Kostenrechnung

Aktenzeichen der Justrzbehörde, Bezeichnung der Sache
3 A 24/26
Motzkat ./. Norddeutscher Rundfunk
Rundfunkbeiträgen,

Bankverbindung der J ustizbehörde

N iedersächsische Landeshauptkasse
NORD/LB Hannover
I BAN : DE7 42505000001 06025000
SWIFT/BIC: NOLADE2H

Geschäftszeichen der oder des Zahlungspflichtigen

zeiclren I r a r 9 8 o o6 s o 2B Inoeben) I

Rechnungsbetrag EUR, Cent

120.00

Sehr geehrte Dame! Sehr geehrter Herr!

Sie werden gebeten, den Rechnungsbetrag binnen zwei Wochen auf das oben stehende Konto zu
überweisen oder einzuzahlen. Geben Sie bitte bei der Überweisung nur das Kassenzeichen an!

Verwenden Sie bitte keine weiteren Zusätze. Einzahlungen ohne Kassenzeichen, bzw. mit Zusätzen
können nicht ordnungsgemäß gebucht werden und verursachen lhnen und uns unnötige Mühen und
Kosten.

Bitte halten Sie die 2-wöchige Zahlungsfrist zur Vermeidung von Nachteilen im Einziehungsverfahren
ein.

Rechtsbehelfsbeleh rung

Diese Kostenrechnung kann mit dem Rechtsbehelf der Erinnerung angefochten werden. Sie ist bei dem
Venrualtungsstericht Lüneburg, Adolph-Kolping-Straße 16,21337 Lüneburg schriftlich oder zur Nieder-
schrift der Geschäftsstelle oder in der Form eines elektronischen Dokuments nach Maßgabe des

§ 55a VwGO in Verbindung mit der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektro-
nischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (ERW) vom
24.11.2017 (BGBI. 1S.3803) in derjeweilsgültigen Fassung einzulegen. Von Rechtsanwälten, Behör-
den und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer
öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sind die Erinnerung sowie Schriftsätze und ihre
Anlagen als elektronisches Dokument zu übermitteln (§ 55d S. 1 VwGO). Gleiches gilt für die im Übri-
gen nach § 67 Abs. 2 VwGO vertretungsberechtigten Personen, für die ein sicherer Übermittlungsweg
nach § 55a Abs. 4 Nr. 2 VwGO zur Verfügung steht. Die Erinnerung entbindet nicht von der Zahlungs-
pflicht. Bitte geben Sie auf der Erinnerung die o.a. Geschäftsnummer der Justizbehörde und die Be-
zeichnung der Sache an.

Mit freundlichen Grüßen
lhre Justizbehörde

Jeweils gemäß Kostenverzeichnis-Nr. zum Ge-
richtskostengesetz (Anlage 1 zu § 3 Abs. 2 GKG)

Verfahren im Allgemeinen (KVNR: 5110)
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Nr. Gegenstand des Kostenansatzes und Hinweie auf
die verwendete Vorschrift

$rert des Oegersfiarxtes
. EUR.

zu zahlgn
.EUR-

1 126,16 120,00

Summe: 120,00





Die Kostenrechnung wurde maschinell erstellt und ist daher ohne Unterschrift gültig.
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